
Michael Schumann hielt die folgende Rede am 21. September 2000
im Landtag Brandenburg zur Begründung eines Antrags der Frak-
tion der PDS mit dem Titel »Gegen Rechtsextremismus und frem-
denfeindliche Gewalt – für ein tolerantes und weltoffenes Branden-
burg«.1 Auf der Grundlage dieses Antrages war mit Ergänzungsvor-
schlägen des Landtagspräsidenten Dr. Herbert Knoblich (SPD) eine
Antragsfassung erarbeitet worden, zu der der nach Schumann das
Wort nehmende SPD-Abgeordnete Peter Muschalla erklärte, man
sei »an einem historischen Punkt«, denn das habe es »in diesem
Hause noch nie gegeben, daß die drei großen demokratischen Frak-
tionen (gemeint sind SPD, CDU und PDS – d. Red.) gemeinsam
einen Antrag – gegen Rechts in diesem Falle – verabschieden wer-
den.« Es sei »wichtig, den Bürgern da draußen zu signalisieren: Der
Landtag, alle drei demokratischen Fraktionen sind geschlossen ge-
gen Rechtsextremismus und gegen rechte Gewalt (Beifall bei SPD
und PDS)«.

Um ein solches gemeinsames Auftreten aller demokratischen Par-
teien im Parlament hatte Schumann lange gekämpft. Der Beitrag der
PDS zur Eindämmung der rechtsextremistischen Gefahr  – so hatte
er z. B. auf einem Landesparteitag der PDS in Brandenburg im Juni
1998 erklärt – »kann nur dann zur Wirkung kommen, wenn es ge-
lingt, die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet und auf allen politi-
schen Ebenen mit anderen politischen und gesellschaftlichen Kräf-
ten zu erreichen. Die sektiererische Position, die von der Vorausset-
zung ausgeht, wir seien die eigentlichen und einzig konsequenten
Gegner des Rechtsextremismus und Rechtsradikalismus und verfüg-
ten als einzige über die richtigen Antworten, ist borniert und unter-
gräbt die Möglichkeiten von Zusammenarbeit und Bündnissen vor
allem mit anderen gesellschaftlich einflußreichen politischen Kräf-
ten. Wir haben deshalb im Landtag alles daran gesetzt, eine ge-
meinsame Erklärung zumindest mit der SPD zu erreichen. Das geht
nicht ohne Kompromisse. Maßgebend muß die Einstellung sein, die
Lothar Bisky in der Debatte in das Bild kleidete: Im Kampf gegen
Braun, gegen rechte Borniertheit und Rassismus, drücken wir nicht
nur rote, sondern auch grüne, gelbe und selbst die schwarzen Hände
der CDU.« Das Streben nach Zusammenarbeit mit anderen Parteien
schließe selbstverständlich Kritik an deren Positionen im einzelnen
nicht aus. »Deswegen haben wir in der Parlamentsdebatte (gemeint
ist die von 1998 – d. Red.) an die Adresse von SPD und CDU deut-
lich gesagt: Eine Vogel-Strauß-Politik, die auf eine offensive und
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öffentliche Auseinandersetzung mit rechter Borniertheit und Frem-
denfeindlichkeit verzichtet, um keine schlafenden Hunde zu wecken,
oder gar eine Politik, die sich die rechten ausländerfeindlichen Pa-
rolen zu eigen macht und glaubt, dadurch den Rechtsextremismus
klein halten zu können, ist gescheitert.« Und an die Adresse der ei-
genen Partei gewandt hatte Schumann gefordert: »Wir dürfen unser
Heil nicht vom Druck außerparlamentarischer Kräfte, antifaschisti-
scher Basisinitiativen usw. erhoffen. Wir müssen sie auch als Land-
tagsfraktion und als Fraktionen in den Kommunalvertretungen un-
terstützen und ermutigen, wo es sie gibt. Aber wir können sie nicht
schaffen (diese Initiativen – d. Red.) und wir dürfen vor allem die
Betonung der Wichtigkeit des außerparlamentarischen Wirkens
nicht als Ausrede für mangelnde parlamentarische Erfolge benutzen.
Und die stellen sich nun einmal nur dann ein, wenn man es versteht,
die parlamentarische Mehrheit real zu beeinflussen. Wenn uns das
gerade in der Frage des Kampfes gegen den Rechtsextremismus
nicht hinreichend gelingt, dann werden sich auch die vielen antifa-
schistisch gesinnten jungen Leute, die uns nahestehen und den
rechtsextremistischen Entwicklungen aus legitimen Motiven Wider-
stand entgegensetzen wollen, resigniert von uns abwenden, und wir
werden dann unser Teil Verantwortung dafür tragen müssen, daß sie
den falschen Weg der Verstrickung in Gewalt und Gegengewalt ge-
hen« (zitiert nach: Neues Deutschland, Berlin, v. 15. Juni 1998).

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
In den letzten Monaten hat die Debatte über Rechtsextremismus und
fremdenfeindliche Gewalt in der deutschen Öffentlichkeit eine neue
Dimension gewonnen. Manches, was in dieser Debatte geäußert
wird, halte ich persönlich für wenig hilfreich, manches sogar für
irreführend, und ich finde auch, daß gelegentlich Pharisäertum im
Spiel ist. Aber das ist nicht wichtig. Entscheidend ist etwas anderes,
entscheidend ist, daß diese Debatte zu einer neuen Sensibilisierung
unserer Gesellschaft geführt hat und daß damit die Chance gegeben
ist, einen Zustand zu überwinden, in dem rechtsextremistische Ge-
walt und Fremdenfeindlichkeit auf Dauer zu einer deutschen Nor-
malität zu werden drohen.

Bundespräsident Rau hat nicht nur mit bemerkenswerter Präzision
die komplexen Ursachen von Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit benannt und die entscheidenden politischen Aufgaben,
die sich in diesem Zusammenhang stellen, beschrieben, er hat auch
das Besondere, das Eigentümliche der mit dieser intensiven öffentli-
chen Debatte verbundenen aktuellen Situation charakterisiert, wenn
er Folgendes sagt: »Mit dieser Gewalt leben wir seit Jahren. Fast
konnte man meinen, daß wir uns daran gewöhnt haben. Jetzt schei-
nen alle aufgewacht zu sein. In den vergangenen Wochen ist uns
allen noch einmal klar geworden, welchen Gefährdungen unser Ge-
meinwesen unverändert ausgesetzt ist.«2

Die politischen Möglichkeiten, die in dieser Situation liegen, dür-
fen wir nicht ungenutzt lassen. Das verlangt auch, daß wir den Pro-
zeß öffentlicher Aufklärung und Sensibilisierung weiter betreiben, er
könnte sonst ein Strohfeuer gewesen sein.
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Das Parlament, das ein wichtiger Teil der Öffentlichkeit Branden-
burgs ist, hat die Pflicht, in dieser Frage immer wieder die Fahne zu
hissen, sich in möglichst großer Einmütigkeit gegen Rechtsextre-
mismus und fremdenfeindliche Gewalt, für ein tolerantes und
weltoffenes Brandenburg deutlich zu erklären.

Insbesondere die Verantwortungsträger aller Ebenen, die Kommu-
nalpolitiker, die Lehrerinnen und Lehrer, die Polizistinnen und Poli-
zisten, die Inhaber von Ehrenämtern aller Art müssen spüren, daß
Parlament und Regierung ihnen in jeder Hinsicht den Rücken stär-
ken, wenn sie sich im Sinne eines toleranten Brandenburg und gegen
fremdenfeindliche Ressentiments und Gewalt engagieren.

Das sind die Motive, die uns dazu bewogen haben, Ihnen den vor-
liegenden Antrag zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu unterbreiten.

Natürlich ist uns allen bewußt, daß Erklärungen und Bekundungen
die konkrete politische Arbeit vor Ort nicht ersetzen können. Das ist
trivial. Und wir sind weit davon entfernt, zu ignorieren, daß viel
Positives geleistet wurde und wird – in Kommunen, in Schulen und
Hochschulen, in Wirtschaftsunternehmen, durch freie Träger, durch
Kultur- und Kunstschaffende, durch Bürgerinitiativen usw. Wir den-
ken schon deswegen nicht daran, positive Entwicklungen auf diesem
Felde zu negieren, weil sich nicht zuletzt viele Mitglieder der PDS
in diesem Zusammenhang vorbildlich engagieren.

Wir stehen nicht am Punkt Null. Das betrifft selbstverständlich
auch die Landesebene. Wir übersehen da gar nichts, weder die Auf-
stockung der MEGA3 noch die wichtige Initiative von Landesregie-
rung und kommunalen Spitzenverbänden noch das vorgesehene
Schulprogramm gegen Rechts aus dem Bildungsministerium. Wir
übersehen gar nichts. Aber es ist natürlich die Aufgabe der Opposi-
tion, die besonders kritischen Punkte anzusprechen, und die füllen
seit geraumer Zeit die Schlagzeilen.

Sie, Herr Ministerpräsident, haben in Ihrem Furore machenden
»Zeit«-Interview4 die Berechtigung unserer seit Jahren geübten
grundsätzlichen Kritik an der Regierungspolitik bestätigt. Ich sage
Ihnen das jetzt natürlich nicht händereibend, aber wer hat denn in
diesem Parlament schon vor Jahren den damals noch üblichen Tenor
von »den paar Verrückten, den Einzeltätern« moniert? Wer hat denn
die verbreitete fremdenfeindliche Einstellung thematisiert, die hier
gewiß auch spezifische historische, aber nicht vorwiegend histo-
rische Ursachen hat? Siehe die erhellenden Ausführungen des Bun-
despräsidenten! Wer hat denn die Einführung des Sachleistungs-
prinzips als einen Vorgang kritisiert, der dem fremdenfeindlichen
Ressentiment nachgibt? Das war die PDS. Und wer hat denn außer
der PDS von dieser Regierung und von ihrer Vorgängerregierung
verlangt, daß die ghettohafte Unterbringung von Asylbewerbern und
Aussiedlern als menschenunwürdig abgestellt wird?
(Beifall bei der PDS)

Nein, die Auseinandersetzung über diese Fragen ist unvermeid-
lich. Das hat nichts mit der Negierung von Erfolgen und erst recht
nichts mit Ehrabschneidung zu tun.

Ich sage das auch vor dem Hintergrund der unerfreulichen Debatte
am gestrigen Nachmittag. Herr Minister Schönbohm, Sie können
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von der linken Opposition nicht im Ernst erwarten, daß sie die Kri-
tik des Bundestagspräsidenten an Ihnen einfach links oder rechts
liegen läßt.5 Und Sie können auch nicht wirklich erwarten, daß wir
gewisse neuerdings wieder zitierte frühere Äußerungen von Ihnen
zur Ausländerfrage bei der Beurteilung Ihrer Politik einfach verges-
sen.6

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Sie können auch nicht erwarten, Herr Minister, daß wir vergessen,
wie Sie sich – darüber haben wir ja auch gelegentlich öffentlich ge-
stritten – in der CDU-Kampagne gegen die doppelte Staatsbürger-
schaft engagiert haben, eine Kampagne, die damals von der über-
großen Mehrheit dieses Hauses als Bestärkung des fremdenfeind-
lichen Ressentiments verurteilt worden ist.7

(Beifall bei der PDS – Minister Schönbohm: Aber nicht von den Bür-
gern in Hessen!)

Na gut, ich bin im Moment in Brandenburg, Herr Minister.
Wir erstreben mit unserem Antrag ein gemeinsames deutliches

Zeichen aller drei großen Fraktionen. Wir halten das aus den Grün-
den, die ich schon dargestellt habe, für notwendig. Aber wir müssen
uns schon gegenseitig in Kritik begegnen, und da sind Sie ja auch
nicht gerade fein, Herr Minister.

Ich will bei dieser Gelegenheit auch mit Blick auf die gestrige De-
batte aber eines deutlich sagen: Unser Feindbild heißt nicht Schön-
bohm. Unser Feindbild beginnt da, wo schwarz-rot-golden aufhört
und schwarz-weiß-rot beginnt. Damit das ganz klar ist!
(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:8 Herr Abgeordneter Prof. Dr. Schumann,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Prof. Dr. Schumann (PDS):
Selbstverständlich.

Vizepräsident Habermann: Bitte schön, Herr Abgeordneter Petke.9

Petke (CDU): Herr Prof. Dr. Schumann, nicht von den eigenen
Reihen: Können Sie mir erklären, was das Sachleistungsprinzip für
Asylantragsteller in Deutschland, was eine Unterschriftensammlung
gegen ein Gesetzesvorhaben der Bundesregierung, was all das mit
den schlimmen Übergriffen auf Ausländer, die in Deutschland leben,
zu tun hat?
(Widerspruch bei der PDS)

Oder sehen Sie die Täter in den Reihen der CDU oder in den
Reihen der Landesregierung?

Prof. Dr. Schumann (PDS):
Ach, Herr Kollege Petke, wir können doch jetzt keine Debatte

über die doppelte Staatsbürgerschaft und über die CDU-Kampagne
führen. Lesen Sie doch einfach mal in den Protokollen der betref-
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haltsbefugnis an die
Betreibung des Betriebes
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fenden Landtagssitzungen nach und denken Sie dann darüber nach,
warum damals die große Mehrheit des Hauses gegen die CDU diese
Verurteilung vorgenommen hat. Vielleicht leuchtet Ihnen das dann
ein?
(Beifall bei der PDS – Petke [CDU]: Was hat das miteinander zu
tun?

Ich war bei dem Punkt, Herr Minister, Ihnen zu erklären, daß un-
ser Feindbild nicht Schönbohm heißt. Mir liegt sehr viel daran, daß
das deutlich wird. Mir liegt auch sehr viel daran, deutlich zu ma-
chen, daß wir uns an der geschickten Inszenierung von Sünden-
böcken nicht beteiligen werden, schon deshalb nicht, weil wir da
gebrannte Kinder sind. Darauf können Sie sich verlassen.
(Lachen bei der CDU – Zuruf von der CDU: Brandstifter!)

Sie können uns gelegentlich Populismus vorwerfen, meine Herr-
schaften von der CDU, ich will Ihnen aber eines sagen, und das sage
ich Ihnen wirklich in großem Ernst: Wenn Sprecher der Koalition
und auch Minister glauben, uns bei dieser Gelegenheit mit der
DVU10 verkneten zu können, wird diesem Parlament eine sehr uner-
freuliche Zeit bevorstehen. Sie wissen ganz genau, wie uns das ver-
letzt. Sie wissen ganz genau, was das für uns bedeutet.
(Zurufe von der CDU)

Wenn Sie dies tun, beschädigen Sie nicht nur die PDS – das krie-
gen wir schon hin, das halten wir aus –, sondern wenn Sie uns in eine
Situation bringen, in der wir dieser Verknetung nur entgehen kön-
nen, indem wir die Regierung loben und beklatschen, dann beschä-
digen Sie das Institut der Opposition und damit die Grundlagen der
Demokratie in diesem Lande!
(Beifall bei der PDS)

Lassen Sie diese Spielchen! Die Verantwortung, die Sie damit
übernehmen, können Sie nicht schultern!
(Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren, auf dieser Geschäftsgrundlage gibt es
auch gegenüber der Öffentlichkeit keine glaubwürdige gemeinsame
Erklärung oder Verlautbarung der demokratischen Parteien in der
Frage, mit der wir uns heute beschäftigen. Aber diese Gemeinsam-
keit ist notwendig, wenn wir diese entsetzliche Landplage des
Rechtsextremismus und der fremdenfeindlichen Gewalt in diesem
Lande wirklich überwinden wollen.
(Beifall bei der PDS)

Ich stimme den Ergänzungsvorschlägen des Herrn Präsidenten zu.
Wir werden auch seiner Antragsfassung zustimmen. – Danke schön.
(Beifall bei der PDS)

nologie Menschen aus ihren
Wohnbezirken vertreiben.«
Es sei aber endlich an der
Zeit, zu begreifen, daß sich
die Einwanderer in Deutsch-
land »auf Dauer niederge-
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tember 1999 erstmals in
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